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Der Bundesminister des Auswärtigen 

212 — 80.70 


Bonn, den 14. Februar 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. Konventionen des Europarates 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kiesinger, 
Dr. Mommer und Genossen 
— Drucksache 162 — 


Auf die Kleine Anfrage antworte ich wie folgt: 

Zu 1, 

Für das Europäische Übereinkommen zur friedlichen Beilegung 
von Streitigkeiten vom 29. April 1957 soll eine einheitliche 
deutsche Übersetzung hergestellt werden, die in der Bundes- 
republik und in österreidi gilt. Die Herstellung dieser Über- 
setzung erforderte besondere Sorgfalt, weil bei einer Reihe 
von Bestimmungen des Übereinkommens vom 29. April 1957 
an frühere, auf dem Gebiet der Streitschliditung geschlossene 
Abkommen angeknüpft worden ist und daher auch eine 
Übereinstimmung mit bereits in Deutschland und Österreich 
veröffentlichten Texten anzustreben war. Der unter diesen 
Gesichtspunkten ausgearbeitete deutsche Übersetzungsentwurf 
wird gegenwärtig von der österreichischen Regierung über- 
prüft. Sobald die Abstimmung erfolgt ist, wird der Entwurf 
eines Zustimmungsgesetzes eingebracht werden. 

Zu 2. a) 

Die Bundesregierung wird das Gesetz zu der am 13. Dezem- 
ber 1957 Unterzeichneten Europäischen Konvention über die 
Auslieferung so bald wie möglich vorlegen. Zur Zeit wird die 
deutsche Übersetzung mit der österreichischen und der schwei- 
zerischen Regierung abgestimmt. Außerdem wird geprüft, ob 
und in weldrem Umfange Vorbehalte, die von den beteiligten 
Bundesministerien und von den Regierungen mehrerer Länder 
angeregt worden sind, bei der Ratifizierung der Konvention 
angemeldet werden sollen. 
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Zu 2. b) 

Das am 13. Dezember 1957 Unterzeichnete Europäische multilate- 
rale Abkommen über die Regelung des Personenverkehrs wird 
den gesetzgebenden Körperschaften nicht vorgelegt werden. 
Zwar ist seine Unterzeichnung mit Ratifikationsvorbehalt vorge- 
nommen worden, da seinerzeit die verfassungsrechtliche Frage 
der Ratifikationsbedürftigkeil nodi nicht abschließend geklärt 
war. Nachdem nunmelir zweifelsfrei feststellt, daß Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 GG auf das Abkommen nicht zutrifft, kann es 
auch für die Bundesrepublik in Kraft gesetzt werden. Die not- 
wendigen Schritte hierzu werden eingeieitet. 


von Brentano 


2 



